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jetzt auf realistische 10% reduziert wur-
den. Allerdings besteht eine „Auskömm-
lichkeit“ damit aber immer weniger. Die
zunächst vorgenommene Gleichsetzung
von Umsatz und Einkommen wurde be-
richtigt zu Einnahmen aus Vergütungen,
ohne die Einnahmen damit zu verbes-
sern.

Auf deutlich weitergehende Vorstellung
in der Arbeitsverteilung zwischen Ge-
richten und Behörden wurde zu Gun-
sten des bisherigen umfassenden Rich-
tervorbehalts verzichtet. Sogar die Ver-
teilung der Aufgaben innerhalb der Ge-
richte auf die RechtspflegerInnen ist
dermaßen umstritten, dass es im Ge-
setzentwurf nun den Ländern vorbehal-
ten bleiben soll, diese Regelung einzu-
führen. Die gewollte bundeseinheitliche
Einführung ist damit bereits gescheitert.

Eine geplante Halbierung der Aufwands-
pauschalen für ehrenamtliche Betreue-
rInnen wurde gestrichen.

Grundlage für die Entwicklung
Die Länder sind aus einer sicherlich
sehr schwierigen Haushaltslage heraus
mit einer in vielen Bereichen zu kurz-
sichtigen Konzeption angetreten. Zu-
künftige Herausforderungen an das Be-
treuungswesen wie z. B. die demogra-
phische Entwicklung, Änderungen in
der Sozialstruktur, grundlegende Ände-
rung in der Versorgungslandschaft, sind
dabei unberücksichtigt geblieben. In
Entwicklung befindliche Professionali-
sierungstendenzen würden mit diesen
Änderungen konterkariert. Kurzfristige
Spareffekte würden mittelfristig hohe
Kosten durch eine erhebliche Schädi-
gung des „Running Systems“ verursa-
chen. Langfristig stünde man vor ähn-
lichen Problemen wie heute. Diese Be-
fürchtung wird von vielen wahrgenom-
men und ruft deutliche Ablehnung her-
vor. Das stückweise Zurücknehmen von
Änderungsvorschlägen hilft da nicht
weiter. Es muss eine andere Konzeption
her.

Auf „offene Ohren“ stieß der BdB mit
dem Vorschlag, die weitere Professiona-
lisierung des Betreuungswesens voran-
zubringen. Das Kernziel ist die Schaf-
fung eines anerkannten Berufs inklusive
Ausbildung, Qualitätssicherung und Zer-
tifizierung. Zur Professionalisierung ge-
hört auch ein materieller Anreiz in Form
einer leistungsgerechten und kostende-
ckenden Vergütung. Viele Vorarbeiten
sind geleistet (Berufsbild, Überlegungen
zur Qualitätssicherung und zu einer
Ausbildung).

Raus aus der Defensive
Die vielen Veranstaltungen in den Län-
dern und die über 150 Gespräche mit
Bundestagsabgeordneten und Landepo-
litikern bildete die Grundlage für das
Interesse an unseren Vorschlägen. An

den Aktivitäten ist die Dynamik im Be-
treuungswesen erkennbar, die für mehr
zukunftsorientierte Projekte eingesetzt
werden sollte.

Von unseren Gesprächspartnern in Ber-
lin wurden wir aufgefordert, Alternati-
ven zum Länderkonzept vorzulegen.
Das werden wir aufgreifen und an unse-
rer Vorstellung einer Professionalisie-
rung weiterarbeiten. Bis zur Anhörung
im Bundestag wollen wir ein Alternativ-
Konzept vorlegen.

Prof. Dr. Volker Lipp,
Universität Göttingen Lehrstuhl für

Bürgerliches Recht, Zivilprozessrecht
und Rechtsvergleichung

Die Entscheidung des
BGH zur „Sterbehilfe“

Konsequenzen und Bedeutung
für die Praxis

Der Beitrag beruht auf einem Vortrag,
den der Verfasser auf dem Vormund-
schaftsgerichtstag Nord im November
2003 gehalten hat. Er wurde um ei-
nige Anmerkungen ergänzt. Im Übri-
gen wurde die Vortragsfassung beibe-
halten.

I. Vorbemerkung

Die Entscheidung des 12. Zivilsenats des
BGH vom 17.3.20031 hat sehr heftige
Reaktionen hervorgerufen. Sie wird so-
wohl unter Fachleuten als auch in der
allgemeinen Öffentlichkeit äußerst kon-
trovers diskutiert2. Die Unsicherheit in
der Rechtspraxis, insbesondere bei Be-
treuern, Ärzten und Vormundschafts-
richtern, ist dementsprechend groß. Die
Bundesministerin der Justiz hat deshalb
am 8.9.2003 eine Arbeitsgruppe einge-
setzt und sie beauftragt zu untersuchen,
ob zur Sicherung der Patientenautono-
mie am Lebensende gesetzliche Rege-
lungen erforderlich sind3.

Da sich die Entscheidung des BGH nicht
leicht erschließt und zudem sehr unter-
schiedlich interpretiert wird, verfolgt
dieser Beitrag ein zweifaches Ziel: Zum
einen soll der Beschluss des BGH näher
dargestellt und in den Zusammenhang
der Sterbehilfe-Diskussion gestellt wer-
den. Zum anderen geht es darum, die
möglichen Konsequenzen des Beschlus-
ses für die Praxis aufzuzeigen.

II. Die Entscheidung des BGH
vom 17.3.2003

1. Der Sachverhalt

Der Patient fiel nach einem Herzinfarkt
ins Koma. Er wurde seither über eine
PEG-Sonde ernährt. Eine Kontaktauf-
nahme war nicht möglich. Nach knapp 2
Monaten bestellte das AG Lübeck den
Sohn des Patienten als Betreuer u.a. für
den Aufgabenkreis der Gesundheits-
sorge. Nachdem der Patient etwa 16 Mo-
nate im Koma gelegen hatte, beantragte
der Betreuer beim Vormundschaftsge-
richt die Einstellung der Ernährung
über die PEG-Sonde zu genehmigen. Er
verwies dafür auf eine Patientenverfü-
gung. Diese hatte der Patient 2 Jahre vor
seinem Infarkt aufgesetzt, so dass sie bei
Stellung des Antrags noch keine 3 Jahre

■ Synopse zum 2. BtÄndG
In unserem inzwischen umfangreichen
zusätzlichen Online-Angebot finden Sie
unter www.bundesanzeiger.de eine
Synopse zur Reform des Betreuungsge-
setzes.

Meldungen
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alt war. Die Ehefrau und die Tochter
stimmten dem Antrag zu.

2. Die Patientenverfügung

Die Patientenverfügung war mit
Schreibmaschine geschrieben und
handschriftlich unterschrieben. Sie lau-
tete:

„Für den Fall, dass ich zu einer Ent-
scheidung nicht mehr fähig bin, verfüge
ich:

Im Fall meiner irreversiblen Bewusstlo-
sigkeit, schwerster Dauerschäden mei-
nes Gehirns oder des dauernden Aus-
falls lebenswichtiger Funktionen meines
Körpers oder im Endstadium einer zum
Tode führenden Krankheit, wenn die Be-
handlung nur noch dazu führen würde,
den Vorgang des Sterbens zu verlän-
gern, will ich:

– keine Intensivbehandlung,

– Einstellung der Ernährung,

– nur angst- oder schmerzlindernde
Maßnahmen, wenn nötig,

– keine künstliche Beatmung,

– keine Bluttransfusionen,

– keine Organtransplantation,

– keinen Anschluss an eine Herz-Lun-
gen-Maschine.

Meine Vertrauenspersonen sind (ge-
nannt werden: Ehefrau, Sohn, Toch-
ter)“.

3. Das Verfahren

AG und LG Lübeck lehnten den Antrag
ab, weil es dafür keine Rechtsgrundlage
gebe. Auch das schleswig-holsteinische
OLG wollte so verfahren. Die Oberlan-
desgerichte Frankfurt4 und Karlsruhe5

hatten jedoch bereits entschieden, dass
ein solcher Antrag entsprechend § 1904
BGB genehmigungspflichtig sei. Weil es
von dieser Ansicht abweichen wollte,
musste das schleswig-holsteinische OLG
die Sache gem § 28 II FGG dem BGH
vorlegen6.

4. Der Inhalt der Entscheidung des
BGH

Der BGH stellte fest, dass die Entschei-
dung eines Betreuers, die künstliche Er-
nährung des Patienten einzustellen, in
bestimmten Fällen durch das Vormund-
schaftsgericht genehmigt werden kann
und muss. AG und LG hätten daher den
Antrag des Betreuers nicht gleich zu-
rückweisen dürfen, sondern sachlich
prüfen müssen. Weil AG und LG den
Sachverhalt – aus ihrer Sicht: konse-
quenterweise – nicht ermittelt hatten,
konnte der BGH nicht selbst über den
Antrag des Betreuers entscheiden. Des-
halb wurde die Sache an das AG zurück-
verwiesen.

Für das weitere Verfahren gab der BGH
zahlreiche Hinweise, etwa zur Zulässig-
keit der „Sterbehilfe“, zu den Vorausset-
zungen und Kriterien einer vormund-
schaftsgerichtlichen Genehmigung oder
zur Bedeutung einer Patientenverfü-
gung. Diese Hinweise gehen jedoch über
den eigentlichen Gegenstand der Ent-
scheidung hinaus. Sie binden die Unter-
gerichte daher nicht, sondern sind
höchstrichterliche obiter dicta7.

III. Die grundlegenden Fragen
Es handelt sich um die erste Entschei-
dung des für das Betreuungsrecht zu-
ständigen 12. Zivilsenats des BGH über
den Antrag eines Betreuers, die Einstel-
lung einer lebenserhaltenden Maß-
nahme vormundschaftsgerichtlich zu
genehmigen. Es ging damit um die fol-
genden, seit dem Urteil des 1. Strafse-
nats des BGH vom 13.9.1994 im so ge-
nannten Kemptener Marienheimfall8
heftig umstrittenen Fragen9:

(1) ob ein Betreuer überhaupt befugt ist,
die Einstellung lebenserhaltender Maß-
nahmen zu verlangen;

(2) an welchen Kriterien er sich dabei
orientieren muss;

(3) ob er dazu einer Genehmigung des
Vormundschaftsgerichts bedarf;

(4) unter welchen Voraussetzungen das
Vormundschaftsgericht eine solche Ge-
nehmigung erteilen darf und muss;

(5) welche Bedeutung einer Patienten-
verfügung zukommt.

Der BGH erörtert alle diese Fragen unter
der durch das Verfahren vorgegebenen
Perspektive der vormundschaftsgericht-
lichen Genehmigung.

IV. Die Antworten des BGH
1. Betreuerentscheidung

Zu Recht betont der BGH, dass nicht der
Abbruch, sondern die weitere Behand-
lung des Patienten der Einwilligung be-
darf. Ist der Patient einwilligungsunfä-
hig und ein Betreuer mit dem Aufgaben-
kreis der Gesundheitssorge vorhanden,
ist die weitere Behandlung nur zulässig,
wenn der Betreuer einwilligt10. Wie der
Patient selbst kann auch der Betreuer
als sein Vertreter die vom Arzt angebo-
tene Behandlung ablehnen bzw. jeder-
zeit ihre Einstellung verlangen11.

2. Arzt muss Behandlung „anbieten“

Eine Einwilligung des Betreuers wie
auch des Patienten in die Behandlung
oder ihre Ablehnung ist allerdings nur
möglich, wenn der Arzt eine Behand-
lung überhaupt anbietet12. Die Betreu-
ung ändert nämlich nichts an dem Rah-
men der Behandlung, der durch die
ärztliche Indikation und die tatsäch-
lichen Möglichkeiten abgesteckt wird13.
Deshalb kann zB der Betreuer in der

Sterbephase nicht mehr verlangen, dass
eine lebensverlängernde Maßnahme
weitergeführt wird, sondern nur noch
über die Art und Weise der Sterbebeglei-
tung entscheiden.

Der Arzt hat daher in eigener Verant-
wortung zu beurteilen, ob die weitere
Behandlung nach den Regeln der ärzt-
lichen Kunst noch indiziert oder im kon-
kreten Fall möglich ist. Kommt er zum
Schluss, dass die lebensverlängernde
Maßnahme nicht (mehr) indiziert ist,
und akzeptiert der Betreuer dies, beruht
die Einstellung der lebenserhaltenden
Maßnahme nicht auf dem „Nein!“ des
Betreuers, sondern darauf, dass der
Arzt diese Maßnahme nicht mehr „an-
bietet“.

Auf die Entscheidung des Betreuers
kommt es also rechtlich gesehen erst an,
wenn er die vom Arzt im konkreten Fall
angebotene Behandlung bzw Maß-
nahme ablehnt, wenn er also mit dem
Arzt nicht übereinstimmt.

3. Maßstab für den Betreuer

Der Maßstab für die Entscheidung des
Betreuers über die Weiterführung oder
die Einstellung der Behandlung ergibt
sich aus § 1901 BGB14. Entscheidend ist
danach der erklärte Wunsch des Patien-
ten (§ 1901 Abs. 3 S. 1 und 2 BGB). Erst
wenn sich ein solcher Wunsch nicht fest-
stellen lässt, kommt es nach § 1901 Abs.
2 BGB auf den mutmaßlichen Willen des
Patienten an. Wie dieser zu bestimmen
ist, wenn es an individuellen Anhalts-
punkten fehlt, ließ der BGH offen.

1 BtPrax 2003, 123 ff.
2 Vgl nur Hahne, FamRZ 2003, 1619 ff.; Hufen,

ZRP 2003, 248 ff.; Kähler, BtPrax 2003, 141
ff.; Kutzer, ZRP 2003, 213 ff.; Lipp, FamRZ
2003, 756; Spickhoff, JZ 2003, 739 ff.; Strät-
ling/Sedemund-Adib/Bax/Scharf/Fieber/
Schmucker, Entscheidungen am Lebensende
in Deutschland, Sonderveröffentlichung zu
BtPrax 5/2003 (im Internet unter www.bun-
desanzeiger.de/old/zeitschri/btprax/komm_b
gh.pdf, Stand: 1.11.2003).

3 Pressemitteilung des BMJ Nr 70/03 v.
8.9.2003 (abrufbar unter www.bmj.bund.de.
Stand: 1.11.2003).

4 OLG Frankfurt, BtPrax 1998, 186 ff.; bestätigt
durch OLG Frankfurt BtPrax 2002, 84 ff.

5 OLG Karlsruhe, BtPrax 2002, 79 ff.
6 OLG Schleswig, FamRZ 2003, 554 ff. = NJW-

RR 2003, 435 ff.
7 Deutsch, NJW 2003, 1567.
8 BGHSt 40, 257 ff.
9 Vgl zB Alberts, BtPrax 2003, 139 ff.; Bauer,

BtPrax 2002, 60 ff.; Lipp, BtPrax 2002, 47 ff.;
Fröschle, JZ 2000, 72 ff.

10 Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, 5. Aufl.
2003, Rn 16, 157.

11 BGH, BtPrax 2003, 123 f. (sub III.2.a. und b.).
12 BGH, BtPrax 2003, 123, 127 f. (sub III.2.e.cc.

und dd.).
13 Lipp, in: May/Geißendörfer/Simon/Strätling,

Passive Sterbehilfe: besteht gesetzlicher Re-
gelungsbedarf?, 2002, 37, 52 f.

14 BGH, BtPrax 2003, 123, 125 f. (sub
III.2.c.bb.).
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Im vorliegenden Fall hatte der Patient
eine Patientenverfügung verfasst und
darin die „Einstellung der Ernährung“
für den „Fall der irreversiblen Bewusst-
losigkeit“ verlangt. Der BGH stellt fest,
dass eine solche Erklärung des Patien-
ten für den Arzt und für den Betreuer
verbindlich ist15. Er erkennt damit erst-
mals die Verbindlichkeit einer Patien-
tenverfügung ausdrücklich an und stellt
insbesondere klar, dass das Wohl des
Patienten (§ 1901 Abs. 3 S. 1 BGB) der
Bindung des Betreuers an eine Patien-
tenverfügung nicht entgegensteht.

4. Sterbehilfe nur in der Sterbe-
phase?

Der BGH beschränkt diese Entschei-
dungsbefugnis des Betreuers in der Be-
gründung und im 1. Leitsatz jedoch auf
die Situation, in der das „Grundleiden
einen irreversiblen tödlichen Verlauf ge-
nommen hat“16.

Das hat zu Recht viel Widerspruch her-
vorgerufen17. Mit dieser Formulierung
ist nämlich bisher stets die unmittelbare
Sterbephase bezeichnet worden18. Setzt
das Sterben ein, ist die weitere intensiv-
medizinische Behandlung nicht mehr
geboten. Dann kann nur noch Sterbebe-
gleitung geleistet werden. Der Arzt wird
dann die lebenserhaltenden Maßnah-
men nicht mehr anbieten; er ist dazu
auch nicht verpflichtet. Dann ist aber
auch keine Entscheidung des Betreuers
mehr erforderlich, um die lebenserhal-
tende Maßnahme einzustellen19.

Nimmt man die Formel des 12. Zivilse-
nats ernst, dürfte der Betreuer nur beim
Sterbenden die Einstellung der Behand-
lung fordern, also gerade dann nicht,
wenn der Patient noch nicht im Sterben
liegt, wie zB beim Komapatienten. Nur
in diesen Fällen kommt es aber über-
haupt auf die Entscheidung des Betreu-
ers an, denn nur dann wird der Arzt
eine lebenserhaltende Maßnahme an-
bieten.

Der Grund für diese merkwürdige Be-
schränkung der Zulässigkeit passiver
Sterbehilfe ist eine fehlerhafte Deutung
des Kemptener Urteils20. Der Senat
meint zu Unrecht, dass darin eine solche
Einschränkung aufgestellt worden und
diese strafrechtliche Grenze für das Zi-
vilrecht maßgeblich sei21. Die einzige
Einschränkung, die das Strafrecht für
die Sterbehilfe bereithält, ist § 216 StGB:
Das Verbot, jemanden aktiv zu töten,
auch wenn dieser zustimmt (aktive Ster-
behilfe). Dieses Verbot beschränkt je-
doch das Selbstbestimmungsrecht des
Patienten hinsichtlich der ihm angebote-
nen Behandlung in keiner Weise. Er
kann auf jede angebotene Behandlung
verzichten, auch wenn er dadurch
stirbt. Das gilt sowohl, wenn der Patient
im Sterben liegt (Hilfe im Sterben) als
auch, wenn die Sterbephase noch gar

nicht begonnen hat (Hilfe zum Sterben).
Das ist Konsequenz seines Selbstbestim-
mungsrechts. Dies hat der 1. Strafsenat
des BGH ausdrücklich anerkannt; er
stellte lediglich klar, dass an den Nach-
weis eines solchen – erklärten oder hy-
pothetischen (dh mutmaßlichen) – Wil-
lens außerhalb der Sterbephase strenge
Anforderungen zu stellen seien. Eine
strafrechtliche Grenze für die passive
Sterbehilfe hat er jedoch eindeutig nicht
aufgestellt22.

Die Rechtspraxis ist freilich an die vom
12. Zivilsenat postulierte Beschränkung
zulässiger Sterbehilfe auf Fälle, in denen
das „Grundleiden einen irreversiblen
tödlichen Verlauf genommen hat“, nicht
gebunden. Diese Aussage war nicht ent-
scheidungserheblich und stellt deshalb
nur ein obiter dictum dar23. Man
braucht sie daher nicht „aufzuwei-
chen“24, sondern sollte sie vollständig
fallen lassen.

5. Genehmigungserfordernis

Der BGH schließt sich der Auffassung
an, wonach die Entscheidung des Be-
treuers, lebenserhaltende Maßnahmen
einzustellen, der Genehmigung durch
das Vormundschaftsgericht bedarf. Das
wird jedoch nicht auf die entsprechende
Anwendung des § 1904 BGB gestützt25,
sondern im Wege der Rechtsfortbildung
aus einer Gesamtschau des Betreuungs-
rechts gewonnen26. Im Ergebnis erge-
ben sich hieraus allerdings keine Unter-
schiede, weder in der Begründung des
Genehmigungserfordernisses noch in
seiner praktischen Handhabung

In der Sache begründet der BGH das Ge-
nehmigungserfordernis mit dem Schutz
des Selbstbestimmungsrechts des Pa-
tienten durch die präventive Kontrolle
des Betreuers durch das Vormund-
schaftsgericht27. Zugleich schaffe die Ge-
nehmigung Rechtssicherheit für den Be-
treuer und die anderen Beteiligten28. Ge-
rade damit wurde bisher die Anwen-
dung des § 1904 BGB begründet29.

6. Genehmigungsverfahren und
Genehmigungskriterien

Das Genehmigungsverfahren unterliegt
denselben Regeln wie das Verfahren der
Genehmigung nach § 1904 BGB, dh es
ist dem Richter vorbehalten (§ 14 I Nr. 4
RPflG). Dieser muss sich einen persön-
lichen Eindruck vom Zustand des Pa-
tienten verschaffen (§ 69d I FGG) und
idR ein Sachverständigengutachten ein-
holen (§ 69d I FGG)30.

Das Vormundschaftsgericht hat dabei
die Rechtmäßigkeit der Entscheidung
des Betreuers zu prüfen, also insbeson-
dere, ob die weitere Behandlung dem
geäußerten oder mutmaßlichen Willen
des Patienten widerspricht31. Es hat
keine Abwägung der für und gegen die
Maßnahme sprechenden Gesichts-

punkte vorzunehmen und trifft somit
keine eigene Entscheidung über das Für
und Wider der Behandlung32. Das Vor-
mundschaftsgericht ist nicht der bessere
Arzt oder Betreuer, sondern es kontrol-
liert lediglich die Entscheidung des Be-
treuers.

7. Genehmigung auch bei
Patientenverfügung?

Unsicherheit besteht, ob eine Genehmi-
gung durch das Vormundschaftsgericht
auch dann erforderlich ist, wenn Arzt
und Betreuer eine Patientenverfügung
befolgen wollen. Das Vormundschafts-
gericht soll nach Ansicht des BGH nur in
Konfliktfällen tätig werden. Im Hinblick
auf die von allen Beteiligten akzeptierte
Patientenverfügung meint der BGH,
dass der Betreuer auch in diesem Fall
eine Genehmigung einholen kann, um
für alle Beteiligten Klarheit zu schaf-
fen33. Eine rechtliche Verpflichtung dazu
stellt der Beschluss jedoch nicht auf. Er
wird dennoch vielfach dahin gehend
verstanden34.

Die Rechtslage ist hier sehr unklar. Der
Vorsitzende des Nationalen Ethikrats,
Simitis, hat am Rande einer Veranstal-
tung am 11. Juni geäußert, dass keine
Genehmigung notwendig sei. Das ist mE

15 BGH, BtPrax 2003, 123, 124 (sub III.2.a.),
126 (sub III.2.c.bb.); dazu ausführlich Lipp,
demnächst in FamRZ.

16 BGH, BtPrax 2003, 123, 125 (sub III.2.c.aa.),
128 (sub III.2.e.dd.).

17 Vgl nur Kutzer, ZRP 2003, 213 ff.; Höfling/Ri-
xen, JZ 2003, 884, 885 ff.; Hufen, ZRP 2003,
248, 253; Verrel, NStZ 2003, 449, 451.

18 Vgl BGHSt 40, 257, 260, der sich auf Ziff II.d.
der damaligen Richtlinien der Bundesärzte-
kammer für die Sterbehilfe (MedR 1985, 38)
berief.

19 Lipp, FamRZ 2003, 756.
20 BGHSt 40, 257, 260 (1. Strafsenat).
21 BGH, BtPrax 2003, 123, 125 (sub III.2.c.aa.).
22 Vgl nur Kutzer, ZRP 2003, 213.
23 Entscheidungsgegenstand war die Frage, ob

ein vormundschaftsgerichtliches Genehmi-
gungsverfahren durchzuführen ist. Die Äuße-
rungen zur – vermeintlichen – strafrecht-
lichen Grenze der Sterbehilfe sind daher
nicht entscheidungserheblich.

24 Vgl Hahne, FamRZ 2003, 1619, 1620 f.; Büh-
ler/Stolz, FamRZ 2003, 1622 f.

25 Dafür zB Bauer, BtPrax 2002, 60 ff.; Lipp,
BtPrax 2002, 47, 50 ff.; dagegen zB Alberts,
BtPrax 2003, 139 ff.

26 BGH, BtPrax 2003, 123, 127 ff. (sub III.2.e.).
27 BGH, BtPrax 2003, 123, 127 (sub III.2.e.bb.

und dd.).
28 BGH, BtPrax 2003, 123, 126 (sub III.2.c.bb.

a.E.), 127 f. (sub III.2.e. dd.).
29 Vgl die Nachweise oben Fn 25.
30 BGH, BtPrax 2003, 123, 128 (sub III.2.e.dd.).
31 BGH, BtPrax 2003, 123, 128 (sub III.2.e.dd.).
32 In diese Richtung aber für § 1904 BGB zB

Jürgens/Marschner, Betreuungsrecht, 2.
Aufl. 2001, § 1904 BGB Rn. 11.

33 BGH, BtPrax 2003, 123, 126 (sub III.2.c.bb.
aE).

34 Vgl zB Alberts, BtPrax 2003, 139, 140; Hufen,
ZRP 2003, 248, 250 f.
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Dokumentation

Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

im Hessischen Landtag
betreffend Betreuungsrecht

Der Landtag wolle beschließen:

1. Der Landtag stellt fest, dass sich das
Betreuungsrecht von 1992 grundsätz-
lich bewährt hat. Im Vergleich zum frü-
heren Vormundschaftsrecht trägt es zu
wesentlich mehr Selbstbestimmung der
Menschen, für die ein Betreuer bestellt
wird, bei. Die Konzeption des Betreu-
ungsrechts, insbesondere der Erforder-
lichkeitsgrundsatz, die persönliche Be-
treuung, der Vorrang von Wunsch und
Willen der Betroffenen, müssen daher
erhalten bleiben.

2. Die gerichtlich bestellten Betreuer,
die Betreuungsvereine und Betreuungs-
behörden in Hessen leisten in ihrer
überwiegenden Mehrheit eine verant-
wortungsvolle und engagierte Arbeit für
die betroffenen Menschen unter Ach-
tung ihrer Selbstbestimmung und
Würde.

3. Die Landesregierung wird aufgefor-
dert, im Bundesrat nur Gesetzesände-
rungen zu unterstützen, die unter Wah-
rung der Grundsätze des Betreuungs-
rechts zu Vereinfachungen und Kosten-
senkungen beitragen können.

4. Der Landtag unterstützt die von der
Bund-Länder-Arbeitsgruppe vorgese-
hene Stärkung der Vorsorgevollmach-
ten. Nach dem Ergebnis der Rechtstat-
sachenforschung können Vorsorgevoll-
machten die Bestellung eines Betreuers
vermeiden und damit zu Kostenerspar-
nis ohne Einschränkung der Qualität bei
der Sorge für die betroffenen Personen
beitragen.

5. Dagegen ist die vorgesehene gesetzli-
che Vertretungsmacht von Ehegatten
und Lebenspartnern sowie Kindern zu
weitgehend und kaum geeignet, wesent-
lich zu einer Betreuungsvermeidung
beizutragen. Nur 10 vH aller Betreuten
sind überhaupt verheiratet. Eine Vertre-
tung für Sozial- und Versicherungsleis-
tungen sowie im Steuerverfahren und
zum Abschluss von Heimverträgen dient
den Interessen der Betroffenen und ist
daher grundsätzlich angemessen. Die
vorgesehene Einwilligung bei der Ge-
sundheitssorge und der Zugriff auf ein
Girokonto bis zu 3.000,– € monatlich
greifen dagegen so weit in Grundrechte
der Betroffenen ein, dass sie angesichts
weitgehender Missbrauchsmöglichkei-
ten unverhältnismäßig sind und nicht in
das Gesetz aufgenommen werden soll-
ten.

6. Weitgehende Pauschalierungen bei
der Betreuervergütung sind geeignet,
die Betreuungskosten zu begrenzen. Sie
bergen zugleich die Gefahr, dass indivi-
duelle Bedarfslagen der Betroffenen

nicht berücksichtigt werden, Betreute
mit hohem Betreuungsbedarf die not-
wendige Hilfe nicht erhalten oder diese
Betreuungen künftig verstärkt von den
Betreuungsbehörden geführt werden
müssen. Im Gesetz sollte daher die Mög-
lichkeit vorgesehen werden, dass von
den Pauschalen ausnahmsweise auch
abgewichen werden kann.

7. Eine Absenkung der Aufwandsent-
schädigung für ehrenamtliche Betreuer
schadet dem Ehrenamt und wird daher
abgelehnt.

8. Die Landesregierung wird aufgefor-
dert, in Zusammenarbeit mit den ande-
ren Ländern und dem Bund für eine
Rechtsfolgenabschätzung aller vorge-
schlagenen Änderungen einschließlich
Kostenfolgeabschätzung zu sorgen.

9. Die Landesregierung wird aufgefor-
dert, für eine angemessene Ausstattung
der Betreuungsvereine und der Betreu-
ungsbehörden zu sorgen.

Begründung:

Durch einzelne Presseberichte wurde in
letzter Zeit teilweise der Eindruck er-
weckt, das Betreuungsrecht leide insge-
samt an Überregulierung und führe zu
weitgehender Fremdbestimmung der
Betreuten. Diese Feststellungen be-
schränken sich allerdings auf wenige
Einzelfälle. Der Landtag sollte sich da-
her grundsätzlich zum bewährten Be-
treuungsrecht und seiner praktischen
Anwendung bekennen.

Der stetige Anstieg von Betreuungsver-
fahren hat neben einer Reihe nicht be-
einflussbarer Faktoren (demographi-
sche Entwicklung, familiäre Bindungen
etc) seine Gründe auch in verschiedenen
Defiziten bei der Rechtsanwendung.
Häufig werden Betreuer weniger im
Interesse der Betreuten als vielmehr der
Institutionen (Heime, Krankenhäuser
etc) bestellt. Manche Heime nehmen nur
Bewohner auf, für die ein Betreuer be-
stellt ist. Hinzu kommt die wachsende
Unübersichtlichkeit sozialer Leistungen
und Dienste, deren Inanspruchnahme
immer mehr Betroffene nicht ohne Hilfe
bewältigen können.

An den meisten dieser Ursachen werden
auch die Vorschläge der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe nichts ändern. Eine we-
sentliche Reduzierung der Betreuungs-
verfahren ist daher nicht zu erwarten.

Eine Stärkung der Vorsorgevollmachten,
insbesondere deren zentrale Registrie-
rung, kann allerdings zur Betreuungs-
vermeidung beitragen. Bei Vorliegen ei-
ner solchen Vollmacht wurde nur in 2
vH aller Fälle dennoch ein Betreuer be-
stellt. Wer vorsorgt, vermeidet daher ein
Betreuungsverfahren.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe schlägt
eine gesetzliche Vertretungsmacht von
Ehegatten und Lebenspartnern für die

uneingeschränkt richtig. Das Vormund-
schaftsgericht hat nur in einer Konflikt-
lage zwischen Arzt und Betreuer zu ent-
scheiden, wie der BGH selbst zutreffend
feststellt35. Es gibt aber keinen Konflikt,
wenn – wie hier – der Patient selbst
mittels seiner Patientenverfügung aus-
drücklich die Einstellung der Behand-
lung verlangt und alle Beteiligten dem
entsprechen wollen. In diesem Fall ent-
scheidet nicht der Betreuer über den
Abbruch der Behandlung, sondern der
Patient selbst. Der Betreuer entscheidet
nur über die Art und Weise der Sterbe-
begleitung. Hierbei ist der Schutz des
Selbstbestimmungsrechts durch das Ge-
nehmigungserfordernis nicht erforder-
lich. Allein in Zweifels- oder Konfliktfäl-
len ist die Einschaltung des Vormund-
schaftsgerichts geboten.

8. Wann liegt ein Konfliktfall vor?

Ein solcher Konfliktfall liegt vor, wenn
Arzt und Betreuer über den Willen des
Patienten unterschiedlicher Meinung
sind und der Arzt in dieser Situation
eine lebenserhaltende Maßnahme ein-
leiten oder weiterführen will, der Be-
treuer diese Maßnahme aber ablehnt.
Der Konfliktfall, von dem der BGH
spricht, betrifft also einen Konflikt über
den Willen des Patienten zu sterben. In
einem solchen Fall kann der Betreuer
die Einstellung der vom Arzt angebote-
nen lebenserhaltenden Maßnahme erst
verlangen, wenn das Vormundschafts-
gericht geprüft hat, ob dies tatsächlich
dem Willen des Patienten entspricht.

Eine derartige Kontrolle in derartigen
Konfliktfällen dient daher letztlich auch
der Zielsetzung des Betreuungsrechts:
dem Schutz des Selbstbestimmungs-
rechts des Betroffenen! �

35 BGH, BtPrax 2003, 123, 128 f. (sub III.2.e.dd.
aE).


